
des Verfahrens eng mit den Parteien zusammenzuarbei­
ten haben.
Zur Rechtsstellung der Parteien im Prozeß gehört 
schließlich auch, daß sie sich durch Bevollmächtigte ver­
treten lassen können (§ 3 Abs. 3 und 4). Der bisher für 
das Berufungsverfahren geltende Anwaltszwang ent­
fällt. Das heißt jedoch nicht, daß der anwaltlichen Ver­
tretung die Wertschätzung versagt würde. Das Gegen­
teil ist der Fall. Es wird jedoch davon ausgegangen, 
daß die Prazeßparteien in aller Regel selbst in der Lage 
sind zu entscheiden, ob sie der Unterstützung durch 
einen Rechtsanwalt bedürfen. Außerdem wird von den 
Gerichten erwartet, daß sie je nach der Sach- und 
Rechtslage ihrer Hinweis- und Belehrungspfllcht auch 
dahingehend nachkommen, daß sie den Parteien die 
Inanspruchnahme eines Anwalts empfehlen.
Die Prozeßparteien haben das Recht, sich durch jede 
beliebige prozeßfähige Person im Verfahren vertreten 
zu lassen (§3 Abs. 3 Satzl). Der Vorsitzende des Ge­
richts kann allerdings zur Prozeßvertretung ungeeig­
nete Prozeßbevollmächtigte zurückweisen (§ 68 Abs. 1 
Satz 3). In Arbeitsrechtssachen können Vertreter der 
Gewerkschaften im Prozeß die Rechte Werktätiger 
wahrnehmen. Generell — und damit auch in erstinstanz­
lichen Verfahren in Arbeitsrechtssachen — kann die 
Vertretung aber auch den in der DDR zugelassenen 
Rechtsanwälten übertragen werden (§3 Abs. 3 und 4). 
Alle diese Bestimmungen haben den Sinn, den Prazeß­
parteien eine zweckentsprechende Rechtsverfolgung 
bzw. Rechtsverteidigung zu gewährleisten.

Mitwirkung der Beauftragten von Kollektiven

Die ständige breite Entfaltung der sozialistischen De­
mokratie ist ein Wesensmerkmal sozialistischer staat­
licher Leitung. Deshalb kommt der Mitwirkung von 
Beauftragten der Kollektive in Zivil-, Familien- und 
Arbeitsrechtsverfahren große Bedeutung zu. Natürlich 
ist dabei von Fall zu Fall zu differenzieren. Da es aber 
häufig nicht nur darum geht, einen Streit aus der Welt 
zu schaffen, sondern auch darum, die Ursachen und Be­
dingungen für diesen Streit zu beseitigen oder verall­
gemeinerungsfähige Lehren zu ziehen und gesellschaft­
lich wirksam zu machen, orientiert die ZPO die Ge­
richte darauf, gesellschaftliche Kräfte am Verfahren 
zu beteiligen sowie mit den Gewerkschaften, aber auch 
mit den örtlichen Volksvertretungen und anderen Orga­
nen eng zusammenzuarbeiten.
Ist die Mitwirkung der Beauftragten von Kollektiven 
oder von gesellschaftlichen Organisationen zur Aufklä­
rung eines Sachverhalts oder zur Erhöhung der Wirk­
samkeit des Verfahrens erforderlich, dann sind sie von 
den Gerichten in geeigneter Weise am Verfahren zu 
beteiligen (§ 4 Abs. 1). In welchen Fällen und wie das zu 
geschehen hat, dafür gibt es bereits vielfache Erfahrun­
gen, insbesondere in Arbeitsrechtssachen, aber auch in 
Zivilsachen und z. T. auch in Familiensachen. Was den 
Aspekt „Erhöhung der Wirksamkeit des Verfahrens“ 
anbelangt, so ist es zwar richtig, daß jeder Rechtsfall 
auch seine Wirkungen über den Kreis der unmittelbar 
Betroffenen hinaus haben soll und hat, doch ist es nicht 
in erster Linie das Anliegen dieser Vorschrift, den Wir­
kungsgrad des Verfahrens nach außen zu erhöhen; es 
geht vielmehr darum, auf den Rechtsverletzer und auf 
die Personen stärker einzuwirken, die zur Entstehung 
der Konfliktursachen und der die Rechtsverletzung be­
günstigenden Bedingungen beigetragen haben.
Die Beauftragten von Kollektiven der Werktätigen und 
gesellschaftlichen Organisationen können an der Ver­
handlung teilnehmen und Erklärungen abgeben. Wie 
dieses Recht verwirklicht wird, hängt vom konkreten

Verfahren ab. Den Beauftragten ist Gelegenheit zu ge­
ben, die Auffassungen des Kollektivs oder der Organi­
sation vorzutragen. Dabei ist darauf zu achten, daß 
individuelle Meinungsäußerungen des Beauftragten — 
die durchaus zulässig sind — nicht als solche des Kol­
lektivs ausgegeben werden. Der Beauftragte hat seine 
Erklärungen vollständig und wahrheitsgemäß abzuge­
ben. Nach Beendigung der Beweisaufnahme muß er die 
Möglichkeit erhalten, zum Ergebnis der mündlichen 
Verhandlung Stellung zu nehmen (§64). Das Gericht 
sollte auch nicht versäumen, in der Entscheidung auf die 
Erklärungen des Beauftragten mit einzugehen.

Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften

Als Interessenvertreter der Werktätigen genießen die 
Gewerkschaften hohe Achtung und Autorität. Ihre Stel­
lung wird dadurch bestimmt, daß unter sozialistischen 
Bedingungen die Werktätigen frei von Ausbeutung und 
als arbeitende Menschen zugleich die Eigentümer der 
Produktionsmittel sind. Das sozialistische Recht als 
Willensausdruck und Machtinstrument der Arbeiter­
klasse und ihrer Verbündeten hat in den Gewerkschaf­
ten selbst einen eifrigen Verfechter, denn es ist auf die 
Durchsetzung der Interessen der Werktätigen gerichtet.
Unter diesen Umständen kommt den Gewerkschaften 
im Rechtsverwirklichungsprozeß eine bedeutende Rolle 
zu. Mit vielfältigen Aktivitäten helfen sie, die freiwil­
lige und bewußte Einhaltung insbesondere des Arbeits­
rechts durch die Betriebe und durch die Werktätigen zu 
sichern. Hierbei arbeiten sie schon seit langem eng mit 
den Gerichten, insbesondere mit den Kammern und 
Senaten für Arbeitsrecht, zusammen. Wegen der Bedeu­
tung dieser Zusammenarbeit wurden — neben einer 
Reihe von Einzelregelungen — ihre hauptsächlichen Sei­
ten in einer grundsätzlichen Bestimmung in die ZPO 
auf genommen (§ 5). Danach ist den Vorständen und 
Leitungen der Gewerkschaften neben dem bereits er­
wähnten Recht zur Prozeßvertretung in Arbeitsrechts­
sachen vor allem eingeräumt worden, in Arbeits­
rechtssachen am Verfahren mitzuwirken, insbesondere 
Stellung zu nehmen, Empfehlungen zur Sachaufklärung 
zu geben und Beweisanträge zu stellen. Sie können 
auch eine Gerichtskritik sowie eine besondere Verfah­
rensauswertung durch das Gericht beantragen (§ 5 
Abs. 2). Die Gerichte haben alles zu tun, um den Ge­
werkschaften ein zweckentsprechendes Auftreten in der 
Verhandlung zu ermöglichen, und sind verpflichtet, 
ihren schriftlichen Äußerungen mit der gebührenden 
Aufmerksamkeit und Sorgfalt zu begegnen. Dies ist eine 
prinzipielle Frage der Einstellung zu den Interessen­
vertretungen der Werktätigen.
In diesem Zusammenhang gehen jedoch die Aufgaben 
der Gerichte weit über das einzelne Verfahren hinaus. 
So haben sie in der rechtserzieherischen Tätigkeit auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts gegenüber den Betrieben 
und den Werktätigen mit den Gewerkschaften zusam­
menzuwirken und den Vorständen des FDGB ihres 
Territoriums über Erfahrungen aus ihrer Tätigkeit und 
über die gewerkschaftliche Mitwirkung in Arbeits­
rechtssachen sowie über die Anwendung des sozialisti­
schen Arbeitsrechts in den Betrieben zu berichten (§ 5 
Abs. 3). Die Gerichte sind also verpflichtet, aus der 
Sicht ihres speziellen Wissens und ihrer speziellen Er­
fahrungen den Gewerkschaften dabei behilflich zu 
sein, ihre politisch-erzieherische — auch rechtserziehe­
rische — Wirksamkeit ständig weiter zu erhöhen. Der 
Erfüllung dieser gesetzlichen Forderung sollten die Ge­
richte besondere Aufmerksamkeit schenken, geht es 
doch um die Unterstützung eines Partners, dessen Ein­
fluß auf den Rechtsverwirklichungsprozeß von aroßer 
Bedeutung ist.
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